
 

  

S 13 KR 3/20

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht Landshut
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Die Genehmigung der Versorgung

eines Versicherten mit Cannabis kann vor
dem Hintergrund, dass nach § 31 Abs. 6
Satz 2 SGB V lediglich die ersten
Verordnungen der/s behandelnden
Vertragsärztin/-arztes der Genehmigung
durch die Krankenkasse bedarf, nicht
gem. § 32 Abs. 1, 2. Alt. SGB X befristet
werden.

2. Aus dem Umstand, dass § 31 Abs. 6
Satz 1 Nr. 1 SGB V der
Therapieverantwortung der/s
behandelnden Vertragsärztin/-arztes
besonderes Gewicht beimisst, folgt im
Umkehrschluss, dass sich die Reichweite
der Genehmigung der Versorgung eines
Versicherten mit Cannabis nur auf die/den
antragstellende/n behandelnde/n
Vertragsärztin/-arzt beschränkt. Im Fall
eines Arztwechsels muss die/der neue
behandelnde Vertragsärztin/-arzt bei der
ersten Verordnung erneut die
Genehmigung der Krankenkasse nach §
31 Abs. 6 Satz 2 SGB V einholen.

Normenkette -
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Aktenzeichen S 13 KR 3/20
Datum 26.11.2020

2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

SOZIALGERICHT LANDSHUT
GERICHTSBESCHEID
in dem Rechtsstreit A., A-StraÃ�e, A-Stadt â�� KlÃ¤ger â�� Proz.-Bev.: Rechtsanwalt
B., B-StraÃ�e, A-Stadt â�� â��
gegen
Allgemeine Ortskrankenkasse Bayern -Die Gesundheitskasse-, Direktion D-Stadt
vertreten durch den Direktor, B- StraÃ�e, 00000 L- Stadt â�� â�� â�� Beklagte â��

Krankenversicherung

Die -. Kammer des Sozialgerichts Landshut erlÃ¤sst durch ihre Vorsitzende,
Richterin am Sozialgericht â�¦, am 26. November 2020 ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung folgenden G e r i c h t s b e s c h e i d: I. Die Klage wird abgewiesen. II.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die (Weiter-)Versorgung mit Medizinal-Cannabis.

Der im Jahr 1986 geborene KlÃ¤ger ist bei der Beklagten gesetzlich
krankenversichert.

Der KlÃ¤ger beantragte Ã¼ber seinen Hausarzt M â�¦bei der Beklagten die
Versorgung mit Medizinal-Cannabis in Form von getrockneten Cannabis BlÃ¼ten
der Sorte "Peace natural" 18/1, 20/1, 16/1 im Wechsel zur Behandlung eines
chronischen Schmerzsyndroms auf Grund von multiplen Bandscheiben-Protrusionen
und -vorfÃ¤llen.

Der Medizinische Dienst der Krankenversicherung in Bayern (MDK) fÃ¼hrte mit
Kurzgutachten vom 29. Oktober 2018 aus, dass die medizinischen Voraussetzungen
fÃ¼r eine LeistungsgewÃ¤hrung beim KlÃ¤ger erfÃ¼llt seien.

Mit Bescheid vom 31. Oktober 2018 bewilligte die Beklagte daraufhin eine
Behandlung des KlÃ¤gers mit Cannabis BlÃ¼ten der Sorte "Peace natural" auf der
Basis von Â§ 31 Abs. 6 SGB V befristet zunÃ¤chst fÃ¼r sechs Monate. Die Befristung
der Genehmigung wurde auf Â§ 32 Abs. 1, 2. Alt. SGB X gestÃ¼tzt.

Mit Antrag vom 04. Dezember 2018 beantragte der Allgemeinmediziner Dr. F â�¦ bei
der Beklagten ebenfalls die Versorgung mit Medizinal-Cannabis in Form von
getrockneten Cannabis-BlÃ¼ten der Sorte "Peace natural". Zur BegrÃ¼ndung
wurde auf den Antrag von dem Allgemeinmediziner M â�¦ verwiesen.

Mit Bescheid vom 04. Dezember 2018 Ã¤nderte die Beklagte ihre Genehmigung
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vom 31. Oktober 2018 dahingehend ab, dass statt des Allgemeinmediziners M â�¦
nunmehr Dr. F â�¦ seit dem 31. Oktober 2018 berechtigt sei, dem KlÃ¤ger Cannabis-
BlÃ¼ten der Sorte "Peace natural" zu Lasten der Beklagten zu verordnen.

Am 01. Oktober 2019 ging bei der Beklagten ein Antrag des Facharztes fÃ¼r
AnÃ¤sthesiologie und spezielle Schmerztherapie Dr. A â�¦ (in Vertretung fÃ¼r Dr. B
â�¦) auf Versorgung des KlÃ¤gers mit Medizinal-Cannabis in Form von getrockneten
Cannabis-BlÃ¼ten der Sorte "Peace Natural" ein. Dr. A â�¦ verwies in seinem Antrag
in Bezug auf die Behandlungsziele, die zu behandelnden Erkrankungen und die
Dosierung auf den Erstantrag verwiesen. Zur BegrÃ¼ndung kreuzte Dr. A â�¦ im
Antragsbogen an, dass sich die Therapie positiv auf die zu behandelnden
Krankheitssymptome ausgewirkt habe. Weiter fÃ¼hrte Dr. A â�¦ aus: Dem Patienten
gehe es mit der Cannabis-Medikation gut, die Behandlungsziele wÃ¼rden erreicht.

Nach Einschaltung der DLZ Ã�rzte der AOK Bayern lehnte die Beklagte mit Bescheid
vom 09. Oktober 2019 die Genehmigung der Therapie mit Medizinal-Cannabis ab.
Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Beklagte aus, dass in den vorliegenden
Patientendaten aus dem Jahr 2019 mehrfach Krankenhausaufenthalte in
verschiedenen Kliniken mit zahlreichen Diagnosen dokumentiert seien, die
Kontraindikationen fÃ¼r eine weitere Cannabistherapie darstellen wÃ¼rden.

Mit Schreiben vom 28. Oktober 2019 legte der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers gegen den Bescheid vom 09. Oktober 2019 Widerspruch ein. Zur
BegrÃ¼ndung verwies er darauf, dass die Versorgung mit Cannabis bisher
genehmigt worden sei. Kontraindikationen fÃ¼r eine weitere Cannabistherapie
seien nicht bekannt. Die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Genehmigung
lÃ¤gen vor. Es sei zudem eine Genehmigungsfiktion eingetreten.

Der Medizinische Dienst der Krankenversicherung in Bayern (MDK) gab unter dem
29. November 2019 eine Stellungnahme dahingehend ab, dass in den
medizinischen Unterlagen zeitlich nach Genehmigung und Anwendung von
CannabisblÃ¼ten wiederholt stationÃ¤re Interventionen unter anderem im
psychiatrischen Setting wegen Intoxikation, psychotischen StÃ¶rungen und
AbhÃ¤ngigkeitssyndrom dokumentiert seien. Eine abschlieÃ�ende Beurteilung sei
derzeit nicht mÃ¶glich. Hierzu seien weitere Informationen erforderlich.

Mit Widerspruchsbescheid vom 06. Dezember 2019 wies die Beklagte den
Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Beklagte
im Wesentlichen aus, dass nach der GesetzesbegrÃ¼ndung zu Â§ 31 Abs. 6 SGB V
das Entstehen oder Erhalten einer BetÃ¤ubungsmittelabhÃ¤ngigkeit mÃ¶glichst
ausgeschlossen werden solle. Vor diesem Hintergrund komme eine erneute
Genehmigung nicht in Betracht. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt die Beklagte aus, dass eine
Genehmigungsfiktion schon deshalb nicht eingetreten sein kÃ¶nne, weil eine solche
eine vertragsÃ¤rztliche BetÃ¤ubungsmittelverordnung voraussetze.

Mit seiner am 07. Januar 2020 erhobenen Klage verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren
weiter. Zur BegrÃ¼ndung wiederholt und vertieft der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers im Wesentlichen seine AusfÃ¼hrungen aus dem vorangegangenen
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Verfahren. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt er aus, dass nach den gesetzlichen Vorgaben
lediglich die erste Verordnung einer Genehmigung durch die Beklagte bedÃ¼rfe.

Auf Anfrage des Gerichts hat der KlÃ¤ger eine Quittung der C â�¦ Apotheke vom 10.
November 2020 Ã¼ber die Abgabe von Cannabis aufgrund eines von Dr. A â�¦
ausgestellten Privatrezeptes inkl. der BetÃ¤ubungsmittelgebÃ¼hr in HÃ¶he von
567,86 Euro vorgelegt.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

1. den Bescheid der Beklagten vom 09. Oktober 2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06. Dezember 2019 aufzuheben. 2. Die Beklagte zu
verpflichten, ihm die Kosten fÃ¼r den Erwerb von Medizinal-Cannabis in HÃ¶he von
567,86 Euro aufgrund des Privatrezeptes von Dr. A â�¦ zu erstatten und ihn in
Zukunft mit Medizinal-Cannabis der Sorte "Peace natural" als Sachleistung zu
versorgen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt die Beklagte aus, dass es sich bei der aktuellen
Cannabisbeantragung um eine neue, eigenstÃ¤ndige Verordnung handele, die dem
Genehmigungsverfahren erneut unterliege. Die Genehmigung ab Dezember 2018
sei lediglich befristet erteilt worden. Ausweislich der GesetzesbegrÃ¼ndung zu Â§
31 Abs. 6 SGB V solle das Entstehen oder Erhalten einer
BetÃ¤ubungsmittelabhÃ¤ngigkeit mÃ¶glichst ausgeschlossen werden. Genau dies
wÃ¼rde beim KlÃ¤ger hier umgangen werden, da bei ihm unstreitig Diagnosen
vorlÃ¤gen, die eine SuchtmittelabhÃ¤ngigkeit dokumentierten.

Die Kammer hat die Befundberichte der den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte
eingeholt. Der Allgemeinmediziner A â�¦ fÃ¼hrte mit Stellungnahme vom 09. April
2020 aus, dass die Versorgung des KlÃ¤gers mit Medizinal-Cannabis aus damaliger
Sicht gerechtfertigt gewesen sei und der KlÃ¤ger aus persÃ¶nlichen GrÃ¼nden
wieder an Dr. F â�¦ verwiesen worden sei. Dr. F â�¦fÃ¼hrte im Befundbericht vom
01. Juli 2020 aus, dass der KlÃ¤ger mit Versorgung durch Cannabis in seine
hausÃ¤rztliche Betreuung gekommen sei und er diese â�� nach Erlass des
Ã�nderungsbescheides vom 04. Dezember 2018 â�� bis Februar 2019 fortgefÃ¼hrt
habe. Nach Auftreten der psychotischen ZustÃ¤nde, die auch zu mehreren
Krankenhausaufenthalten im Bezirkskrankenhaus K â�¦ gefÃ¼hrten hÃ¤tten, sei die
Cannabistherapie durch ihn abgesetzt worden. Dr. F â�¦ legte einen Bericht des
Bezirksklinikums K â�¦ Ã¼ber einen stationÃ¤ren Aufenthalt des KlÃ¤gers im
Zeitraum vom 23. Februar 2019 bis zum 05. MÃ¤rz 2019 vor. Hier wird die Diagnose
"Psychische und VerhaltensstÃ¶rung durch Cannabinoide: Psychotische StÃ¶rung
ICD-10: F 12.5" gestellt. Der KlÃ¤ger wurde entgiftet und in das suchspezifische
Therapieprogramm eingegliedert. Die Entlassungs-Bemerkung lautet: Absolute
Drogenkarenz.
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Der KlÃ¤ger nahm zu dem Bericht des Bezirksklinikums K â�¦ dahingehend Stellung,
dass dieser unvollstÃ¤ndig sei und nicht der Wahrheit entsprÃ¤che.

Die Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der Beklagten haben zum Zeitpunkt der
Entscheidung vorgelegen. Wegen der Einzelheiten wird auf sie ergÃ¤nzend Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Kammer konnte gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid entscheiden, weil der Rechtsstreit
keine besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und
der Sachverhalt geklÃ¤rt ist. Die Beteiligten sind zu dieser Verfahrensweise gehÃ¶rt
worden.

Die Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs.
1 und Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat weder einen Anspruch auf Erstattung der Kosten fÃ¼r das aufgrund
des Privatrezeptes selbst beschaffte Medizinal-Cannabis, noch auf die Versorgung
mit Medizinal-Cannabis der Sorte "Peace Natural" als Sachleistung. Der
angefochtene Bescheid der Beklagten vom 09. Oktober 2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06. Dezember 2019 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt
den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts kann ein Anspruch auf
Kostenerstattung im Sinne des Â§ 13 Abs. 3 SGB V nicht weiter reichen als ein
Naturalleistungsanspruch (vgl. nur BSG, Urt. v. 16.12.2008 â�� B 1 KR 11/08 R,
zitiert nach juris). Ein Anspruch auf Kostenerstattung nach Â§ 13 Abs. 3 SGB V setzt
somit immer voraus. Dass der KlÃ¤ger gegen die Beklagte grundsÃ¤tzlich einen
Sachleistungsanspruch auf Versorgung mit Medizinal-Cannabis hat bzw. zum
Zeitpunkt der Selbstbeschaffung gehabt hat.

Dies ist vorliegend jedoch nicht der Fall.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die Versorgung von Versicherten mit Medizinal-Cannabis
ist Â§ 31 Abs. 6 SGB V. Die Voraussetzungen dieser Vorschrift sind vorliegend nicht
erfÃ¼llt.

Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V bestimmt: "Versicherte mit einer schwerwiegenden
Erkrankung haben Anspruch auf Versorgung mit Cannabis in Form von getrockneten
BlÃ¼ten oder Extrakten in standardisierter QualitÃ¤t und auf Versorgung mit
Arzneimitteln mit den Wirkstoffen Dronabinol oder Nabilon, wenn 1. eine allgemein
anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung a) nicht zur
VerfÃ¼gung steht oder b) im Einzelfall nach der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung der
behandelnden VertragsÃ¤rztin oder des behandelnden Vertragsarztes unter
AbwÃ¤gung der zu erwartenden Nebenwirkungen und unter BerÃ¼cksichtigung des
Krankheitszustandes der oder des Versicherten nicht zur Anwendung kommen kann,

                             5 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGG/105.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2011/08%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html


 

2. eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf eine spÃ¼rbare positive
Einwirkung auf den Krankheitsverlauf oder auf schwerwiegende Symptome
besteht."

Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V lautet: "Die Leistung bedarf bei der ersten Verordnung
fÃ¼r eine Versicherte oder einen Versicherten der nur in begrÃ¼ndeten
AusnahmefÃ¤llen abzulehnenden Genehmigung der Krankenkasse, die vor Beginn
der Leistung zu erteilen ist."

Ausgehend von dem Antrag von Dr. A â�¦ vom 01. Oktober 2019 auf Versorgung
des KlÃ¤gers mit Medizinal-Cannabis der Sorte "Peace Natural" lassen sich die
Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 6 SGB V nicht feststellen.

Es kann insofern dahinstehen, ob der KlÃ¤ger Ã¼berhaupt an einer
schwerwiegenden Erkrankung im Sinne des Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V leidet und die
Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 SGB V vorliegen. Denn der Anspruch
scheitert jedenfalls daran, dass die von Dr. A â�¦ im Antrag vom 01. Oktober 2019
abgegebene BegrÃ¼ndung nicht den Anforderungen entspricht, die an eine
"begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung des behandelnden Vertragsarztes" im Sinne des Â§
31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 SGB V zu stellen sind.

Aus Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 SGB V folgt, dass der behandelnde Vertragsarzt die
Verordnung von Medizinal-Cannabis auf eine begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung stÃ¼tzen
muss, die er im Rahmen des Genehmigungsverfahren der Krankenkasse vorzulegen
hat (so auch vgl. LSG NRW, Beschl. v. 25.02.2019 â�� L 11 KR 240/18 B ER â�� 3.
Leitsatz, zitiert nach juris).

Die Kammer verkennt dabei nicht, dass die gesetzliche Systematik des Â§ 31 Abs. 6
Satz 1 Nr. 1 SGB V der Entscheidung des Vertragsarztes Ã¼ber die Geeignetheit,
Erforderlichkeit und Angemessenheit einer Versorgung des Versicherten mit
Medizinal-Cannabis hohes Gewicht beimisst. Im Rahmen des Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr.
1 SGB V soll â�� bei Vorlage der Ã¼brigen Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 6 Satz 1
SGB V â�� grundsÃ¤tzlich dem Arzt, und nicht der Krankenkasse die
Therapieverantwortung fÃ¼r die Cannabis-Therapie zukommen (BT-Drucks.
18/10902 S. 20; BT-Drucks. 18/8965, S. 23; vgl. auch LSG NRW, a.a.O., Rn. 47 ff.
zitiert nach juris). Nach Ã¼berwiegender Ansicht in Literatur und Rechtsprechung
kommt dem Vertragsarzt insofern eine EinschÃ¤tzungsprÃ¤rogative zu. Die vom
behandelnden Vertragsarzt abgegebene begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung kann von den
Krankenkassen und auch den Gerichten nur eingeschrÃ¤nkt Ã¼berprÃ¼ft werden
(vgl. nur Lichdi, NZS 2020, S. 796 (797) m.w.N.). ZulÃ¤ssig ist insofern nur eine
PrÃ¼fung auf SchlÃ¼ssigkeit, PlausibilitÃ¤t und den Umstand, ob der Vertragsarzt
tatsÃ¤chlich eine AbwÃ¤gung in Bezug auf noch mÃ¶gliche Therapieoptionen und
mÃ¶gliche Risiken und Nebenwirkungen vorgenommen hat und insofern von einem
vollstÃ¤ndigen und zutreffenden Sachverhalt ausgegangen ist. Weder die
Krankenkassen, noch die Gerichte kÃ¶nnen ihre Auffassung an die Stelle einer
begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung des Vertragsarztes setzen.

Selbst wenn man von diesem begrenzten PrÃ¼fungsmaÃ�stab ausgeht, erfÃ¼llt

                             6 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2011%20KR%20240/18%20B%20ER
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks.%2018/10902#Seite=20
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks.%2018/10902#Seite=20
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks.%2018/8965#Seite=23


 

der Antrag von Dr. A â�¦ vom 01. Oktober 2019 nicht die an eine "begrÃ¼ndete
EinschÃ¤tzung" i.S.d. Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 SGB V zu stellenden Anforderungen.
Dr. A â�¦ fÃ¼hrt in seinem Antrag Ã¤uÃ�erst knapp aus, dass es dem KlÃ¤ger mit
der vorhandenen Cannabis-Medikation gut gehe und das Behandlungsziel erreicht
werde. Mit keinem Wort geht er jedoch darauf ein, dass der vorherige behandelnde
Vertragsarzt Dr. F â�¦ die Therapie mit Medizinal-Cannabis bewusst beendet hat,
nachdem der KlÃ¤ger in stationÃ¤rer Behandlung in K â�¦ mit der Diagnose
"Psychische und VerhaltensstÃ¶rung durch Cannabinoide: Psychotische StÃ¶rung
ICD-10: F 12.5" war. Eine Auseinandersetzung mit den insofern deutlich im Raum
stehenden mÃ¶glichen Nebenwirkungen und der Frage, warum er eine Cannabis-
Therapie nur wenige Monate nach der stationÃ¤ren Behandlung wieder fÃ¼r
angezeigt hÃ¤lt, findet nicht statt. Dies wÃ¤re vorliegend insbesondere auch
deshalb angezeigt gewesen, weil sich das Bezirksklinikum K â�¦ bei Entlassung des
KlÃ¤gers ausdrÃ¼cklich fÃ¼r eine absolute Drogenkarenz ausgesprochen hat.

Die AntragsbegrÃ¼ndung von Dr. A â�¦ leidet aufgrund der fehlenden
Auseinandersetzung der Krankheitshistorie des KlÃ¤gers und den bekannten
Nebenwirkungen der frÃ¼heren Cannabis-Therapie an erheblichen MÃ¤ngeln. Diese
dÃ¼rften sich nur daraus erklÃ¤ren, dass Dr. A â�¦ die Krankenvorgeschichte des
KlÃ¤gers nicht genau recherchiert, sondern sich ausschlieÃ�lich auf die Aussagen
des KlÃ¤gers verlassen hat, gut mit der Therapie zurecht gekommen zu sein. Eine
solche mangelhafte EinschÃ¤tzung ist jedoch nicht geeignet, eine
(Weiter-)Verordnung von Medizinal-Cannabis auf Kosten der Beklagten zu
rechtfertigen. Die Beklagte hat die Genehmigung daher zu Recht abgelehnt

Der KlÃ¤ger kann sich vorliegend auch nicht darauf berufen, dass die Verordnungen
von Medizinal-Cannabis durch Dr. A â�¦ keiner Genehmigung im Sinne des Â§ 31
Abs. 6 Satz 2 SGB V mehr bedurft hÃ¤tten, weil es sich nicht um die Erstverordnung
von Medizinal-Cannabis gehandelt hat, sondern die Beklagte mit Bescheid vom 31.
Oktober 2018 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 04. Dezember 2018
die frÃ¼here Versorgung mit Medizinal-Cannabis bereits genehmigt hatte.

Dies folgt entgegen der AusfÃ¼hrungen der Beklagten zwar nicht bereits daraus,
dass die Genehmigung mit Bescheid vom 31. Oktober 2018 in der Fassung des
Bescheides vom 04. Dezember 2018 fÃ¼r einen Zeitraum von sechs Monaten
befristet war.

Die Befristung der Genehmigung im Bescheid vom 31. Oktober 2018 war
rechtswidrig. Insbesondere liegen nicht die Voraussetzungen des Â§ 32 Abs. 1, 2.
Alt. SGB X vor. Danach darf ein Verwaltungsakt mit einer Nebenbestimmung
versehen werden, wenn diese sicherstellen soll, dass die gesetzlichen
Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfÃ¼llt werden. Nach Â§ 31 Abs. 6 Satz 2
SGB V bedarf lediglich die erste Verordnung des behandelnden Vertragsarztes der
Genehmigung der Krankenkasse. Hieraus folgt, dass gerade auch die Frage, ob und
wie lange die Therapie mit Medizinal-Cannabis â�� nach der ersten,
genehmigungspflichtigen Verordnung â�� fortgesetzt werden soll, der
Therapieverantwortung des behandelnden Vertragsarztes obliegt. Diese Systematik
wÃ¼rde durch die MÃ¶glichkeit einer nur befristeten Genehmigung jedoch
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unterlaufen. Etwas anders folgt auch nicht daraus, dass der Bescheid vom 31.
Oktober 2018 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 04. Dezember 2018
bestandskrÃ¤ftig geworden ist. Die Genehmigung als solche stellt ausgehend von
der Systematik des Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V keinen Verwaltungsakt mit
Dauerwirkung dar, die wÃ¤hrend des gesamten Verordnungszeitraums vorliegen
muss und die nach Ablauf des Genehmigungszeitraums ihre Wirkung verlieren
wÃ¼rde. Anderenfalls kÃ¶nnte die Beklagte die Genehmigung spÃ¤ter gemÃ¤Ã� Â§
48 SGB X jederzeit wieder aufheben, wenn sie der Auffassung wÃ¤re, dass die
Voraussetzungen fÃ¼r die VerordnungsfÃ¤higkeit von Medizinal-Cannabis entfallen
sind. Auch dies widerspricht jedoch Sinn und Zweck des Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V.
Denn die Krankenkasse sollen schon nach dem Wortlaut dieser Vorschrift nach der
ersten Verordnung gerade kein PrÃ¼fungsrecht mehr bezÃ¼glich des
Therapieverlaufes haben.

Die Verordnung von Medizinal-Cannabis zu Lasten der Beklagten durch Dr. A â�¦
bedarf vorliegend jedoch deshalb einer Genehmigung der Beklagten im Sinne des 
Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V, weil es sich hier um die erste Verordnung eines neuen
behandelnden Vertragsarztes handelt.

Aus Sicht der Kammer folgt im Umkehrschluss aus der systematischen
AnknÃ¼pfung des Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 SGB V an die Therapieverantwortung
und die EinschÃ¤tzungsprÃ¤rogative des behandelnden Vertragsarztes, dass sich
die BeschrÃ¤nkung der Genehmigungspflicht auf die erste Verordnung nur auf
Verordnungen ein und desselben Vertragsarztes beziehen kann.

Wie oben dargestellt, kommt im Anschluss an die Genehmigung der ersten
Verordnung ausschlieÃ�lich dem behandelnden Vertragsarzt im Rahmen des Â§ 31
Abs. 6 Satz 1 SGB V die Therapieverantwortung fÃ¼r die weitere Behandlung des
Versicherten mit Medizinal-Cannabis zu. SpÃ¤tere PrÃ¼fungen durch die
Krankenkasse sind grundsÃ¤tzlich ausgeschlossen.

Aus der durch Â§ 31 Abs. 6 SÃ¤tze 1 und 2 SGB V vermittelten
Therapieverantwortung folgt jedoch auch, dass es der verordnende Vertragsarzt in
der Hand haben muss, die von ihm eingeleitete und zur Genehmigung gebrachte
Therapie mit Medizinal-Cannabis wieder zu beenden, wenn er zu der Auffassung
gelangt, dass die Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 6 SGB V bei dem Versicherten
nicht mehr vorliegen bzw. Ã�nderungen im Gesundheitszustand des Versicherten
auftreten, die eine Weiterbehandlung mit Medizinal-Cannabis aus seiner Sicht als
kontraindiziert erscheinen lassen.

Die somit ebenfalls in den Verantwortungsbereich des behandelnden Vertragsarztes
fallende Beendigung einer Behandlung des Versicherten mit Medizinal-Cannabis
darf nicht dadurch unterlaufen werden kÃ¶nnen, dass sich der Versicherte in einem
solchen Fall einen anderen Vertragsarzt sucht, der â�� ohne eine eigene PrÃ¼fung
der Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 6 SGB V und ohne die Notwendigkeit, eine
eigene begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung abzugeben, Medizinal-Cannabis auf der Basis
einer an einen anderen Vertragsarzt erteilten Genehmigung weiter verordnet.
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Die anderenfalls bestehende Missbrauchsgefahr wird gerade auch im vorliegenden
Fall deutlich. Die Kammer geht davon aus, dass der KlÃ¤ger nur deshalb seinen
behandelnden Arzt gewechselt hat, weil Dr. F â�¦ die Therapie beendet hat und
aufgrund der aufgetretenen Psychosen nicht bereit war, den KlÃ¤ger weiter mit
Medizinal-Cannabis zu versorgen. Auch geht die Kammer davon aus, dass der
KlÃ¤ger Dr. A â�¦ nicht Ã¼ber den stationÃ¤ren Aufenthalt im Bezirksklinikum K â�¦
informiert hat, und dieser â�� ohne eine eigene EinschÃ¤tzung vorzunehmen und
sich umfassend Ã¼ber die Krankheitsgeschichte des KlÃ¤gers zu informieren â��
allein aufgrund der frÃ¼heren Genehmigung der Cannabis-Therapie darauf vertraut
hat, dass bei dem KlÃ¤ger die Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V auch
weiterhin vorliegen.

Zwar bedarf nach Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V nur die erste Verordnung des
behandelnden Vertragsarztes der Genehmigung durch die Krankenkasse. Die
Therapie als solche muss jedoch durchgehend â�� und zwar auch nach der ersten
Verordnung â�� von der (begrÃ¼ndeten) EinschÃ¤tzung des behandelnden
Vertragsarztes gedeckt sein, dass auch die Weiterbehandlung des Versicherten mit
Medizinal-Cannabis im Sinne von Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V notwendig, erforderlich
und angemessen ist.

Dieses Ziel lÃ¤sst sich jedoch nur dadurch erreichen, dass im Fall eines
Arztwechsels der neue behandelnde Vertragsarzt dem Genehmigungserfordernis
des Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V bei der ersten Verordnung von Medizinal-Cannabis
wieder unterworfen wird. Nur auf diese Weise wird sichergestellt, dass sich der neue
behandelnde Vertragsarzt seiner Therapieverantwortung bewusst wird, die
Versorgung von Versicherten mit Medizinal-Cannabis durchgehend von einer
(eigenen) begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung des behandelnden Vertragsarztes gedeckt
und MissbrauchstatbestÃ¤nde vermieden werden.

Aus Sicht der Kammer ist die Notwendigkeit, im Fall eines Arztwechsels erneut das
Genehmigungserfordernis des Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V durchzufÃ¼hren, auch
bereits im Wortlaut des Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V angelegt. Dieser spricht
ausdrÃ¼cklich von der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung "der" behandelnden
VertragsÃ¤rztin bzw. "des" behandelnden Vertragsarztes. Hieraus folgt, dass das
Gesetz von einer Anbindung der Genehmigung an einen bestimmten Arzt ausgeht.
Es genÃ¼gt also gerade nicht, dass lediglich irgendein Arzt eine begrÃ¼ndete
EinschÃ¤tzung abgegeben hat, sondern es muss eine begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung
des behandelnden Vertragsarztes sein. Die Person, die die begrÃ¼ndete
EinschÃ¤tzung abgegeben hat, und der Verordner mÃ¼ssen identisch sein.

Dementsprechend bedurfte die erste Verordnung von Medizinal-Cannabis durch Dr.
A â�¦ trotz der zuvor an Dr. F â�¦erteilten Genehmigung einer neuen Genehmigung.
Diese wurde von der Beklagten â�� wie oben ausgefÃ¼hrt â�� jedoch zu Recht
versagt.

Der KlÃ¤ger kann einen Anspruch auf Kostenerstattung bzw. Versorgung mit
Medizinal-Cannabis schlieÃ�lich auch nicht aus Â§ 13 Abs. 3a Satz 7 SGB V auf der
Basis der sog. Genehmigungsfiktion herleiten. Nach Â§ 13 Abs. 3a Satz 7 SGB V ist
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die Krankenkasse, wenn sich ein Leistungsberechtigter nach Ablauf der Frist des Â§
13 Abs. 3a SGB eine erforderliche Leistung selbst beschafft, zur Erstattung der
hierdurch entstandenen Kosten verpflichtet.

Â§ 13 Abs. 3a SGB V bestimmt hinsichtlich der einzuhaltenden Fristen: "Die
Krankenkasse hat Ã¼ber einen Antrag auf Leistungen zÃ¼gig, spÃ¤testens bis zum
Ablauf von drei Wochen nach Antragseingang oder in FÃ¤llen, in denen eine
gutachtliche Stellungnahme, insbesondere des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (Medizinischer Dienst), eingeholt wird, innerhalb von fÃ¼nf
Wochen nach Antragseingang zu entscheiden. Wenn die Krankenkasse eine
gutachtliche Stellungnahme fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt, hat sie diese unverzÃ¼glich
einzuholen und die Leistungsberechtigten hierÃ¼ber zu unterrichten. Der
Medizinische Dienst nimmt innerhalb von drei Wochen gutachtlich Stellung."

Der Antrag von Dr. A â�¦ ist am 01. Oktober 2019 bei der Beklagten eingegangen.
Der Ablehnungsbescheid datiert auf den 09. Oktober 2019. Damit ist die Frist des Â§
13 Abs. 3a SGB V gewahrt. Auf das Widerspruchsverfahren findet Â§ 13 Abs. 3a SGB
V als eng auszulegende Ausnahmevorschrift keine Anwendung (vgl. nur BSG, Urt. v.
24.04.2018 â�� B 1 KR 10/17 R, Rn. 9 zitiert nach juris). Nur ergÃ¤nzend weist das
Gericht darauf hin, dass nach neuer Rechtsprechung des BSG die
Genehmigungsfiktion auf SachleistungsansprÃ¼che ohnehin nicht mehr anwendbar
ist (vgl. BSG, Urteil vom 18. Juni 2020 â�� B 3 KR 14/18 R â�� zitiert nach juris).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Rechtsmittelbelehrung:

Dieser Gerichtsbescheid kann mit der Berufung angefochten werden. Die Berufung
ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Gerichtsbescheids beim Bayer.
Landessozialgericht, LudwigstraÃ�e 15, 80539 C-Stadt, oder bei der Zweigstelle des
Bayer. Landessozialgerichts, Rusterberg 2, 97421 Schweinfurt, schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim Bayer.
Landessozialgericht in elektronischer Form einzulegen. Die Berufungsfrist ist auch
gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist beim Sozialgericht Landshut,
Seligenthaler StraÃ�e 10, 84034 Landshut, schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim Sozialgericht Landshut in
elektronischer Form eingelegt wird. Die elektronische Form wird durch
Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung
durch das Gericht geeignet ist und â�� von der verantwortenden Person qualifiziert
elektronisch signiert ist oder â�� von der verantwortenden Person signiert und auf
einem sicheren Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
eingereicht wird. Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen
Dateiformaten und zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der
Verordnung Ã¼ber die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen
Rechtsverkehrs und Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen
Fassung. Die Berufungsschrift soll den angefochtenen Gerichtsbescheid bezeichnen,
einen bestimmten Antrag enthalten und die zur BegrÃ¼ndung der Berufung
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dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Berufungsschrift und allen
folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r die Ã¼brigen Beteiligten
beigefÃ¼gt werden; dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs.

Erstellt am: 08.01.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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